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Ausschuss für Asyl- und Migrationspolitik 

Ausschussvorsitz: Carolina Maier (Wadern), Madlin Schulte (Ingolstadt)

Was kann die EU gegen die illegale Einwanderung im griechisch-türkischen Grenzgebiet unternehmen?

Das Modell Europa Parlament,

A) besorgt über das vermehrte und intensive Auftreten von Push-Faktoren in Emigrationsländern,

B) im  Bewusstsein der für Migranten attraktiven wirtschaftlichen und politischen Lage Europas,

C) alarmiert von katastrophalen Lebensbedingungen in Herkunftsländern von Migranten,

D) besorgt  über die Nichteinhaltung der Menschenrechte im griechisch-türkischen Grenzgebiet, besonders in den Immigrantenhaftlagern,

E) beunruhigt von dem Mangel an Qualität und Quantität der Haftlager,

F) realisierend, dass viele Migranten nicht die Möglichkeit einer Asylantragsstellung erhalten,

G) besorgt über den Mangel an qualifiziertem Personal bei der Bearbeitung von Asylanträgen in Griechenland,

H) erkennend, dass Griechenland mit der Bearbeitung der Asylanträge überfordert ist,

I) tief besorgt, dass der Schutz insbesondere von minderjährigen Immigranten nicht gewährleistet ist,

J) besorgt, dass viele sich mit Migranten beschäftigende Beamten Vorurteile gegenüber diesen haben,

K) aufzeigend, dass Griechenland keine für Asyl zuständige Behörde hat

L) besorgt über die geringe Beteiligung seitens der EU-Länder am griechischen Grenzschutz,

M) betrachtend, dass bisher kaum Grenzschutz seitens der Türkei vorhanden ist,

N) im Bewusstsein, dass der Grenzzaun zwischen Griechenland und der Türkei nur eine von vielen Möglichkeiten ist, den Migrationsstrom nach Europa einzudämmen,

O) beunruhigt über die Auswirkungen illegaler Einwanderung auf die Kriminalitäts- und Arbeitsmarktsituation in den EU-Mitgliedsstaaten,

P) alarmiert von der Überforderung Griechenlands und anderer Grenzstaaten aufgrund des Dublin-II-Abkommens,

1. schlägt die Gründung des Gremiums zur „Verteilung von Entwicklungshilfen und der Finanzierung von Präventivmaßnahmen“ VEFP
 vor;

2. beschließt die Subventionierung  bereits bestehender Entwicklungshilfeprojekte zur Bekämpfung der Push-Faktoren;

3. begrüßt die Aufklärung potenzieller Wirtschaftsflüchtlinge über ihre nahezu aussichtslose Chance vom europäischen Wirtschaftsmarkt tatsächlich zu profitieren;

4. startet die Aufklärungskampagne LENOW
 über legale Einwanderungsmöglichkeiten in die EU;

5. befürwortet die Gründung einer unabhängigen Kommission HRRA
 zur Einhaltung der Menschenrechte in Haftlagern für Migranten;

6. fordert Griechenland zur Einrichtung einer Asylbehörde auf und unterstützt diese finanziell;

7. fordert Griechenland zu härteren Strafen für menschenrechtsverletzende Beamte in Haftlagern auf;

8. fördert mit Hilfe finanzieller Unterstützung durch andere EU-Länder die Verbesserung der humanitären Zustände in den griechischen Haftlagern;

9. fordert eine regelmäßige Prüfung 
der zweckmäßigen Ausgaben der finanziellen Unterstützung;

10. plädiert für die EU-weit einheitliche, intensive Aus- und Weiterbildung von Grenzschutz- und Asylbeamten;

11. fordert, dass die Menge und Größe der Haftlager auf die Anzahl der dort untergebrachten Immigranten zugeschnitten wird;

12. befürwortet die rücksichtsvollere Behandlung von Familien in Haftlagern und bei Asylverfahren;

13. verlangt die unbedingte Einhaltung der gesonderten Behandlung von Minderjährigen, insbesondere in Haftlagern;

14. fordert mehr Präsenz von allen EU-Ländern bei der europäischen Grenzschutzagentur Frontex;

15. befürwortet die Aufstockung des Personals und die Ausweitung der Kompetenzen von Frontex;

16. empfiehlt eine EU-weite Reform zur Vereinfachung von Asylanträgen;

17. appelliert an die  EU-Staaten, das Dublin-II-Abkommen zu überarbeiten und eine gerechte Verteilung der Immigranten auf die EU-Länder zu beschließen;

18. wünscht, dass die Türkei eine bessere Grenzkontrolle an der griechisch-türkischen Grenze unter Berücksichtigung  der Menschenrechte durchführt;

19. toleriert den geplanten Grenzzaun;

20. fordert den Ausschuss 6 für Inneres, Justiz und Sicherheit auf, eine Lösung für das Problem mit den internationalen Schleuserbanden und dem organisierten Menschenhandel zu finden;

21. fordert die Mitgliedsstaaten auf, stärkere und konsequentere Strafmaßnahmen gegen Arbeitgeber illegal beschäftigter Migranten durchzuführen;

22. fordert das Präsidium auf, die Resolution an das Europäische Parlament, die Kommission und den Ministerrat weiterzuleiten.

12. Modell Europa Parlament Deutschland


Berlin; 28.Februar bis 05. März 2011











�	 “VEFP - Verteilung von Entwicklungshilfen und der Finanzierung von 	Präventivmaßnahmen”


�	 “Legale Einwanderung – Now!“


�	 “Human Rights Respect Association”


�	 Geregelt durch die Organisation VEFP





